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Demenz-WG darf im  
Gewerbegebiet bleiben

Eine Demenz-WG in Garbsen in 
der Region Hannover muss auf 
Beschluss des Bürgermeisters 
nicht aufgelöst werden. Die Ein-
richtung mit zehn Plätzen wird 
seit 2007 von einem Ehepaar in 
einem Gewerbegebiet betrieben 
und von der Stadtverwaltung 
nur geduldet. Denn in dem Ge-
werbegebiet darf laut Bebau-
ungsplan niemand wohnen. 2011 
war vor dem Verwaltungsgericht 
Hannover zwar ein Vergleich 
geschlossen worden. Demnach 
müsste die Einrichtung bis Som-
mer 2014 umziehen. Nun aber 
sieht der Anwalt der Betreiber 
die „Geschäftsgrundlage für den 
Vergleich“ entfallen, heißt es in 
der „Hannoverschen Allgemei-
nen Zeitung“ (HAZ). Die Stadt 
Garbsen habe „nichts gegen an-
dere Wohnnutzungen im Umfeld 
getan“. Diese würde sogar noch 
zunehmen. Der Bürgermeister  
kündigte nun an, die Duldung 
werde um fünf Jahre verlängert  
– „mit der Option auf eine erneu-
te Verlängerung“. Die Betreiber 
hoffen auf  eine schnelle Ände-
rung des Bebauungsplanes.

Schwerwiegender Fehler: 
Lebende für tot erklärt

Eine nach Angaben ihres Arbeit-
gebers „unerfahrene Pflegerin“ 
hat eine lebende Patientin in 
Hamburg irrtümlicherweise für 
tot erklärt. Laut einem Bericht des 
„Hamburger Abendblattes“ hatte 
die Patientin offenbar besonders 
tief geschlafen. Anstatt den Puls 
der Frau zu messen, rief die Pfle-
gekraft den Arzt an. Dieser infor-
mierte per Telefon den Lebens-
gefährten der Pflegebedürftigen, 
der nach Hause eilte und seine 
sehr tief schlafende Freundin 
aufweckte. Die Polizei wird dem 
Vorfall dem Bericht zufolge nicht 
weiter nachgehen, strafrechtlich 
habe er keine Folgen. Allerdings 
sei das zuständige Bezirksamt in-
formiert worden.

Ambulante Dienste als  
Homecare-Experten

Eine Konferenz unter dem Titel 
„Homecare – eine ambulante 
Perspektive? Qualitäts- und Rol-
lenverständnis“ findet am 3. De-
zember 2013 in Berlin statt. Der 
Bundesverband Medizintechno-
logie (BVMed) als Veranstalter 
hat sich zum Ziel gesetzt, im Rah-
men der Tagung vor allem der 
Frage auf den Grund zu gehen, 
wie eine qualitative Versorgung 
der Patienten unter knapper wer-
denden finanziellen und perso-
nellen Ressourcen gewährleistet 
werden kann. Zur Beantwortung 
sollen die Referenten definieren, 
welche Qualität notwendig ist 
und welche Rollen die Beteiligten 
wahrnehmen können. Als Vor-
tragenden hat der BVMed unter 
anderem Olaf Christen (Bundes-
verband der Arbeiterwohlfahrt/
AWO) angekündigt. Programm 
und Anmeldung unter www. 
bvmed.de (Veranstaltungen)
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Chemnitz // „Opdemiva“ (Optimie-
rung der Pflege demenzkranker 
Menschen durch intelligente Ver-
haltensanalyse) heißt das Projekt. In 
Chemnitz wird im Rahmen des Pro-
jektes ein Sensorsystem entwickelt. 
Mit einer komplexen Sensoreinheit 

in der Wohnung soll das zuvor defi-
nierte individuelle Normalverhalten 
des Bewohners erhoben und an-
schließend durch einen permanen-
ten Soll-Ist-Vergleich die Auslösung 

verschiedener Eskalationsstufen 
erfolgen. So kann auch festgestellt 
werden, ob der Betroffene mehrere 
Tage keinen Besuch hatte und so-
mit einen Einsatz des Pflegediens-
tes ausgelöst oder die Verwandten 
informiert werden. Aber auch an-
dere Dinge, wie die Erinnerung an 
die Medikamenteneinnahme oder 
Nahrungsaufnahme, sollen möglich 
sein. 

Ein Fokus liegt für die Entwickler 
auf dem präventiven Charakter des 
AAL-Systems. So sollen zum Beispiel 
Veränderungen im Gangbild, die auf 
ein mögliches bevorstehendes Sturz- 
ereignis hinweisen, erkannt und 
analysiert werden, um das Eintreten 
dieses kritischen Ereignisses zu ver-
hindern. 

Wohlbefinden fördern

„Unser Ziel ist es, den Menschen so 
lange wie möglich ein selbstständi-
ges Leben in der eigenen Häuslich-
keit zu ermöglichen“, sagt Karl Frie-
drich Schmerer, Geschäftsführer 
der Heim gGmbH. Entscheidend sei, 
dass die Intention eindeutig auf der 
Förderung des Wohlbefindens der 
Nutzer der Technologie liege und 
nicht auf einer Kostenreduzierung 
bei der Angebotserbringung. Gera-
de Menschen mit einer beginnen-
den Demenz kämen manchmal viel 
zu früh in ein Pflegeheim, obwohl 
dies aufgrund der Ressourcen noch 
nicht notwendig sei. Dass diese 
Ortswechsel gerade bei Menschen 

mit Demenz oftmals problematisch 
sind, sei hinlänglich bekannt.

„Leistungserbringer dürfen sich 
nicht verschließen“

„Das größte Vorurteil, die Entfrem-
dung, lässt sich somit eindrucksvoll 
entkräften. Anstatt die Vereinsa-
mung zu fördern, haben AAL-Sys-
teme sogar das Potenzial, diese zu 
verhindern“, sagt Schmerer. Durch 
Kombination der modernen Technik 
mit Angeboten wie Alltagsbeglei-
tung, Nachbarschaftshilfe oder den 
Angeboten nach § 45 b SGB XI, könn-
te eine umfassende Betreuung orga-
nisiert werden. Da so ein Mehrwert 
in der Versorgung geschaffen werde 
und Therapien zielgerichteter und 
sogar bereits präventiv begonnen 
werden könnten, stelle sich die Fra-
ge nach dem Engagement in diesem 
Feld nicht mehr. 

„Ziel aller Bestrebungen muss 
es sein, jedem Menschen genau die 
Hilfe zukommen zu lassen, die er in 
seiner individuellen Lebenssituati-
on gerade benötigt“, sagt Schmerer. 
Und da die meisten Menschen nach 
einem selbstbestimmten Leben in 
den eigenen vier Wänden streben, 
dürften sich weder die Leistungser-
bringer noch die Kostenträger dieser 
Forderung verschließen. 

Die Entwicklung des Chemnitzer 
Systems wird durch den Europäi-
schen Fond für regionale Entwick-
lung (EFRE) gefördert und soll 2014 
in einer Testversion vorliegen.

■	 Christophe Holzapfel ist 
Diplom-Pflegewirt (FH) und 
Assistent der Geschäftsführung 
der Heim gemeinnützige GmbH 
in Chemnitz.  
www.heimggmbh.de

Zukunftsweisendes Projekt

Technologie soll Vereinsamung verhindern
Die Heim gGmbH Chemnitz und die Technische Univer-
sität Chemnitz arbeiten an der Entwicklung eines sensor-
gestützten AAL-Systems. Es soll Alarm schlagen, sobald 
der Pflegebedürftige sich nicht mehr rührt.

Ein Fokus liegt für die Entwickler auf dem präventiven Charakter des AAL-Systems.  
So werden zum Beispiel Veränderungen im Gangbild, die auf einen möglichen  
bevorstehenden Sturz hinweisen, registriert.� Foto: Krüper
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// Anstatt die Verein-
samung zu fördern, 
haben AAL-Systeme 
sogar das Potenzial, 
diese zu verhindern //
 
KARL FRIEDRICH SCHMERER

Kiel // Derzeit existieren in Schles-
wig-Holstein 42 bekannte ambulan-
te Haus- und Wohngemeinschaften 
für ältere Menschen mit Pflegebe-
darf. Das berichtet die Koordinati-
onsstelle für innovative Wohn-Pfle-
geformen im Alter (KIWA). Nach 
deren Einschätzung sind 21 weitere 
Projekte aktuell in Planung. 

Landessozialministerin Kris-
tin Alheit  (SPD) hatte Mitte Okto-
ber in Kiel die aktuelle Arbeit der 
Koordinationsstelle vorgestellt und 
den Förderbescheid in Höhe von 
400  000 Euro für die Jahre 2013 
bis 2017 überbracht. Ziel der vom 
Forum Pflegegesellschaft Schles-
wig-Holstein getragenen Koordina-
tionsstelle KIWA ist es, neue Wohn-
formen bekannt zu machen und 
schon im Aufbau zu unterstützen. 
Das Angebot richtet sich an Akteure 
in Schleswig-Holstein, die Interesse 
an neuen Wohn-Pflegeformen für 
Menschen mit Pflegebedarf haben.  

„Ich sehe zunehmendes Inte- 
resse gerade auch in kleineren Kom-
munen, für die betreute Haus- und 
Wohngemeinschaften attraktive 
Angebote für ältere Bürgerinnen 
und Bürger darstellen“, so die Kie-
ler Sozialministerin, „ich habe da-
her den Ehrgeiz, dass wir in Schles-

wig-Holstein bis 2017 die Zahl der 
entsprechenden ambulant betreu-
ten Wohn-Angebote mindestens 
verdoppeln.“ 

Politiker auf kommunaler und 
Landesebene, Anbieter von Pflege-
leistungen und Pflegekassen seien 
gefordert, diesem Bedarf gerecht zu 
werden.  � (ck)

■	 Kontakt zum KIWA-Büro per  
E-Mail: post@kiwa-sh.de;

 	 www.kiwa-sh.de

SAPV

Kooperation soll Strukturen verbessern
Berlin // 40 Experten haben in Ber-
lin auf Einladung der Deutschen 
PalliativStiftung und der Compass 
Pflegeberatung über die „Zusam-
menarbeit von Pflegeberatung 
und Palliativversorgern – sinnvolle 
Möglichkeiten, Wünsche und Forde-
rungen“ diskutiert und eine engere 
und frühzeitige Zusammenarbeit 
zwischen diesen beiden Parteien be-
schlossen. „Wir brauchen eine Bera-
tung für alle Fragen der Versorgung 
– frühzeitig, kompetent und praxis-
relevant“, betonte Thomas Sitte, Vor-
standsvorsitzender der Deutschen 
Palliativ Stiftung. 

Vieles sei noch zu verbessern, 
sowohl bei der Aufklärung über 
Versorgungsmöglichkeiten als auch 
in der Schaffung von Strukturen, er-
klärte Josef Hecken, Vorsitzender des 
Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA) in seinem Vortrag. „Aufklä-
rung von Pflegebedürftigen und 
pflegenden Angehörigen – das ist 
uns in der Pflegeberatung ein wich-
tiges Anliegen. Nur wenn die Fa-
milien gut informiert sind, können 
sie Entscheidungen treffen“, zeigte 
sich Nicole Reinhardt von Compass 
überzeugt, „deshalb arbeiten wir 
eng mit allen Akteuren zusammen 
und haben ein dichtes Netzwerk ge-

knüpft. Die Palliativversorgung ist 
dabei eine besondere Herausforde-
rung.“ In einigen Regionen müssten 
die Netzwerke, aber auch das Ange-
bot der spezialisierten ambulanten 
Palliativversorgung (SAPV) weiter 
ausgebaut werden, waren sich die 
Experten einig. 

Bundesweit einheitliche Qualität 

Die engere Zusammenarbeit zwi-
schen Pflegeberatung und Pallia-
tivversorgern sowie den übrigen 
Akteuren in der Versorgung sei 
ein wichtiger Schritt zu mehr Ver-
sorgungsqualität, zeigten sich die 
Experten in der Diskussionsrunde 
überzeugt. 

„Teilweise sind Begrifflichkei-
ten und Regelungen in den einzel-
nen Bundesländern unterschied-
lich. Hier müssen wir ran, damit 
wir bundesweit eine einheitliche 
Versorgung und gute Qualität er-
reichen“, so Sitte. Die Vereinheitli-
chung von Regelungen und Begriff-
lichkeiten sei ein Thema, mit dem 
die Deutschen Palliativ Stiftung an 
die pflegepolitischen Sprecher der 
Bundestagsfraktionen und an die 
Fachpolitiker in den Ländern heran-
treten werde.� (ck)
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Schleswig-Holstein

21 Wohngemeinschaften in Planung
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